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Ein hohes Maß an Überein-
stimmung in der Bewer-

tung der aktuellen Finanz-
marktkrise mit dem EZB-Direk-
toriumsmitglied Jürgen Stark
haben der Vorsitzende der
CDU/CSU-Gruppe im Europä-
ischen Parlament, Werner Lan-
gen, und der Co-Vorsitzende,
Markus Ferber, festgestellt.
Stark hatte bei einem Fachge-
spräch mit der CDU/CSU-
Gruppe vor Panikmache we-
gen der Finanzkrise gewarnt.
„Zumindest die Konjunktur in
Kontinentaleuropa weist sta-
bile Indikatoren auf. Deshalb
gibt es überhaupt keinen
Grund, die Wir tschaftsent-
wicklung in der Europäischen
Union schlecht zu reden“, so
Stark in Brüssel. 

Stark, seit 2005 Direktori-
umsmitglied der Europäischen
Zentralbank, räumte ein, dass
im Hinblick auf die US-Finanz-
marktkrise auch in Europa
Fehler gemacht worden seien.
So sei die US-Subprime-Krise
zwar ein originär amerika-
nisches Problem, weil dor t
aus „Gründen der sozialen
Kohäsion“ Kredite an Bevöl-
kerungsgruppen ausgereicht
wurden, die diese faktisch nie
hätten abzahlen können. Tat-
sache sei aber zugleich, dass
sich der Bankensektor in vie-
len EU-Mitgliedstaaten in blin-

dem Vertrauen auf die Rating-
agenturen bei amerikanischen
Hochrisikoanlagen verspeku-
liert habe.

Stark habe sich gegenüber
Forderungen nach der Festle-
gung von Mindeststandards
im Finanzmarktsektor sowie
nach besseren Kontrollinstru-
menten und mehr Transpa-
renz auch bei den Ratingagen-
turen aufgeschlossen gezeigt.
„Dies gilt nicht zuletzt für die
Festlegung von EU-Rechnungs-
legungsstandards und die
Umsetzung der Eigenkapital-
richtlinie Basel II. Es ist nicht
hinnehmbar, dass sich die
Europäische Union hier Vor-

gaben aus dem angelsäch-
sischen Raum auf Kosten des
Mittelstands machen lässt,
während die EU-Kommission
einfach tatenlos zusieht“, be-
tonten Langen und Ferber.

Bei der aktuellen Finanz-
marktkrise habe sich zudem
gezeigt, dass die eingegange-
nen Risiken weder richtig ein-
geschätzt noch angemessen
„bepreist“ worden seien. Es
müsse deshalb jetzt vor allem
darum gehen, aus den ge-
machten Fehlern zu lernen
und die notwendigen Markt-
korrekturen vorzunehmen,
selbst wenn diese häufig
schmerzhaft seien. „Es ist in

diesem Zusammenhang den-
noch positiv, dass die bereits
vorgenommenen Abschreibun-
gen nach Ansicht des EZB-
Direktoriumsmitglieds bisher
noch keine signifikanten Aus-
wirkungen auf die Realwir t-
schaft in Europa gehabt ha-
ben. Um das Wachstum in der
Europäischen Union nicht zu
gefährden, sind indes un-
mittelbare Konsequenzen aus
der Finanzmarktkrise unab-
dingbar. Hier erwar ten wir
deshalb eine aktivere Rolle
der Kommission einschließ-
lich ihres Präsidenten“, so
Langen und Ferber ab-
schließend.

Finanzmarktkrise kein Grund zur Panik
CDU/CSU-Gruppe stellt weitreichende Übereinstimmung 

mit EZB-Direktoriumsmitglied Jürgen Stark fest
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botsverfahren gegen die AKP.
Im Hinblick auf die Äußerun-
gen Erdogans zum Thema Assi-
milierung in Deutschland for-
dere der Bericht zudem die türk-
ische Regierung auf, zunächst
einmal die Rechte der religiö-
sen und ethnischen Minder-
heiten in der Türkei zu ge-
währleisten. „Auch dieser Pas-
sus ist ein klares Anzeichen
für die par teiübergreifend
wachsende Ungeduld im Eu-
ropäischen Parlament“.

Nahezu einstimmig hat der
Auswärtige Ausschuss des

Europäischen Parlaments den
jüngsten Fortschrittsbericht zur
Türkei für das Jahr 2007 an-
genommen. Der CDU-Europa-
abgeordnete Elmar Brok, Mit-
glied im Auswärtigen Ausschuss
und verantwortlicher Bericht-
erstatter für die zukünftige Er-
weiterungsstrategie der Euro-
päischen Union, stufte den frak-
tionsübergreifenden Konsens
in der Bewertung der türk-
ischen Reformbemühungen als
einen wichtigen Fortschritt ein,
der „vor einigen Monaten noch
undenkbar“ gewesen wäre: „Der
vorliegende Bericht benennt
deutlicher denn je die noch im-
mer bestehenden Defizite in

der Türkei und fordert Ankara
zudem klar auf, bei den bereits
eingeleiteten Reformen nicht
nachzulassen. Der Auswärtige
Ausschuss des Europäischen

Parlaments nimmt damit eine
klare gemeinsame Position im
Hinblick auf die laufenden Bei-
trittsverhandlungen ein“.

So sei es der Türkei trotz
einiger eingeleiteter Reformen
nicht gelungen, diese tatsäch-
lich mit Leben zu füllen. „Es
reicht aber nicht aus, wenn
Reformansätze nur auf dem
Papier stehen. Deshalb wurde
die türkische Regierung in dem
vorliegenden Bericht erneut
aufgefordert, vor Ende des Jah-
res konkretere Reformschritte
als bisher einzuleiten“, beton-
te Brok. Dabei müsse Ankara
in allen Fällen europäischen und
rechtsstaatlichen Standards ge-
nügen. Dies gelte ausdrück-
lich auch für das laufende Ver-

Elmar Brok MdEP

E L M A R B R O K :

Türkei muss Reformen mit Leben füllen
Auswärtiger Ausschuss erreicht gemeinsame Bewertung 

der türkischen Beitrittsfähigkeit
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Europaparlament für mehr Organspende 
und gegen Organhandel

Mehr Spenderorgane für Patienten auf der Warteliste

Das Europäische Parlament
will die Bereitschaft zu Or-

ganspenden erhöhen und den
Organhandel in Europa be-
kämpfen. „Jeden Tag sterben
in der EU zehn Patienten, die
auf ein Spenderorgan warten.
Niemand kann sich also zu-
rücklehnen. In Deutschland
haben wir zwar eine hoch ent-
wickelte Transplantationsme-
dizin, aber viel zu wenig Spen-
derorgane. Die Zahl der gespen-
deten Organe liegt nur etwa
halb so hoch wie etwa in Spa-
nien. Auch innerhalb Deutsch-
lands gibt es riesige Unterschie-
de“, sagte der Europaabge-
ordnete Peter Liese, Arzt und
Vorsitzender der Arbeitsgruppe
Bioethik der EVP-ED-Fraktion
im Europäischen Parlament.

Die Parlamentarier empfehlen
die Einrichtung von Transplan-
tationskoordinatoren an gro-
ßen Kliniken. „Wenn sich nie-
mand wirklich zuständig fühlt,
besteht die Gefahr, dass bei

Überlastung der Ärzte Spender-
organe, die zur Verfügung ste-
hen, deshalb nicht transplan-
tiert werden, weil sich niemand
darum kümmert“, so Liese.

Die Abgeordneten fordern
eine Richtlinie zu Qualität und
Sicherheit von Organen. Hier-
mit sollen beim Transfer von
Organen die Übertragung von
Krankheiten wie HIV und AIDS
vermieden werden. Unbedingt
vermeiden möchte das Parla-
ment übermäßige bürokrati-
sche Belastungen. „Die Euro-
päische Kommission denkt an
die Einführung einer nationa-
len Kontrollstelle in allen 27
Mitgliedstaaten. Wir fordern,
dass nationale und regionale
Strukturen anerkannt werden.
In vielen Bereichen funktioniert

die Überwachung bereits gut,
etwa in Deutschland, durch
die Bundesärztekammer. Hier
brauchen wir keine zusätz-
liche Bürokratie“, sagte der
CDU-Europaabgeordnete.

In scharfer Form verurtei-
len die Parlamentarier den Or-
ganhandel. Gerade in Entwick-
lungsländern, aber auch in är-
meren EU-Ländern wie Rumä-
nien und Bulgarien werden Pa-
tienten mit hohen Geldbeträ-
gen dazu veranlasst, ihre Ge-
sundheit aufs Spiel zu setzen.Peter Liese MdEP
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Entgegen Presseberich-
ten vom 10. April for-

dert das Europäische Par-
lament nicht das Verbot
der Synchronisierung von
Fernsehprogrammen. In
einer schriftlichen Erklä-
rung hatte sich eine Mehr-
heit des Europäischen
Parlaments für die Aus-
weitung der Untertitelung
von Fernsehprogrammen
bei öffentlich-rechtlichen
Sendern ausgesprochen.
„Dies soll Hörgeschädig-
ten Menschen den Zu-
gang zum Fernsehprogramm erleichtern“,
so CSU-Europaabgeordnete Angelika
Niebler. „Mitnichten will das Europäische

Parlament den deut-
schen Fernsehzuschau-
er zu englischem, japa-
nischen oder russischen
Originalton mit Unterti-
teln verdonnern.“ 

„Natürlich ist der Er-
werb von Fremdsprachen-
kenntnissen wichtig und
muss gefördert werden.
Dies kann aber nicht ver-
pflichtend für alle über
das Fernsehen gesche-
hen“, sagte Niebler. 

A N G E L I K A N I E B L E R :

EP nicht gegen Synchroni-
sierung von Spielfilmen

Angelika Niebler MdEP

Die hohen Preissteige-
rungen bei Lebens-

mitteln haben vielfältige
Ursachen und sind nicht
auf einen Grund zurück-
zuführen. Diesen Schluss
zog der Lebensmittelex-
perte der CDU/CSU-Grup-
pe im Europäischen Par-
lament, Horst Schnell-
hardt.

„Wir brauchen ein Maß-
nahmenpaket und müs-
sen dabei auch die markt-
beherrschende Stellung
einiger Lebensmittelkon-
zerne und Handelsketten überprüfen. Es
kann nicht sein, dass ein Konzern den
Bauern den Milchpreis diktiert, die eige-

nen Gewinne maximiert
und der Verbraucher die
Zeche zahlt. Die Kommis-
sion muss genauer hin-
sehen, um eine 'gesun-
de' Marktentwicklung zu
garantieren“, so Schnell-
hardt.

„Die viel zitier te Kon-
kurrenz zwischen dem
Anbau von Lebensmitteln
und nachwachsenden
Rohstoffen gibt es in der
EU so nicht. 
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H O R S T S C H N E L L H A R D T :

Steigende Lebensmittelpreise
haben viele Ursachen

� Barrot neuer EU-Justiz- und 
Innenkommissar
Die Ernennung Jacques Barrots

zum neuen EU-Kommissar für Justiz
und Inneres wird von der EVP-ED-Frak-
tion begrüßt. Deren innenpolitischer
Sprecher Manfred Weber (CSU) er-
klärte: „Jacques Barrot ist ein alter
Hase im politischen Geschäft. Gera-
de deshalb ist er der richtige Mann
als neuer Innen- und Justizkommis-
sar. Die Überführung der Innenpolitik
in die Mitentscheidung unter dem
Vertrag von Lissabon ist ein wesent-
licher Schritt für ganz Europa.

Zudem könne in enger Abstim-
mung mit der kommenden französi-
schen Präsidentschaft auch ein Im-
puls in der Zuwanderungspolitik er-
wartet werden. Die EVP-ED-Fraktion
freue sich auf die Zusammenarbeit
mit Kommissar Barrot in seiner neu-
en Funktion und auf den neuen
Schwung, den der Wechsel im Kabi-
nett für die verbleibenden Monate
dieser Legislaturperiode bringen wer-
de, so Weber.

� Bürokratieabbau muss voran gehen
Auf grundsätzliche Zustimmung

ist die jüngste Kommissionsinitiative
zum Abbau von Verwaltungslasten
für Kleine und Mittlere Unternehmen
(KMU) beim stellvertretenden Koordi-
nator im Binnenmarktauschuss des
Europäischen Parlaments, Andreas
Schwab, gestoßen. „Die geplante
Abschaffung von bürokratischen Auf-
lagen bei den Veröffentlichungs- und
Berichtspflichten der Unternehmen
geht in die richtige Richtung. Klar ist
aber auch, dass dies nur der Anfang
sein kann und weitere Initiativen fol-
gen müssen“, sagte der CDU-Europa-
abgeordnete.

Die geplanten Vereinfachungen
sollen nach Angaben der EU-Kom-
mission Einsparungen von mehr als
600 Millionen Euro bringen. „Es ist
sicher richtig, wenn die Unterneh-
men damit ihre Geschäftszahlen
nicht mehr parallel in den nationalen
Amtsblättern veröffentlichen müs-
sen oder bereits beglaubigte Über-
setzungen wieder verwenden dür-
fen. Das ist aber noch nicht der
große Befreiungsschlag beim Büro-
kratieabbau“, so der EVP-Binnen-
marktpolitiker weiter.
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